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Haus & Grund Worms-Alzey informiert zum Thema: 

Energie:  Neuerungen der Heizkostenverordnung 
2 2 . 0 0 3  

- neue Pflichten für Vermieter ab Dezember 2021 -  
 

Die seit 1981 geltende Heizkostenverordnung (HeizkV) verpflichtet Vermieter zur Erfassung des 

Energieverbrauchs für die zentrale Beheizung von Räumen und für die zentrale Warmwasserbereitung 
sowie die Verteilung der hierdurch entstandenen Kosten auf die Nutzer nach Verbrauch. Zum 1. Ja-
nuar 2009 trat eine Novellierung in Kraft, mit der Anreize zum Energiesparen durch Anhebung des 
verbrauchsabhängigen Anteils bei der Abrechnung der Heizkosten verstärkt werden sollten (Einzelhei-

ten dazu siehe Infoblatt 09.007).  
 
 
Zum 1. Dezember 2021 trat eine weitere Novelle der HeizkV in Kraft. Sie regelt folgende Neuerungen: 
 

Fernablesbarkeit von Messgeräten:  

Gem. § 5 II HeizkV müssen messtechnische Ausstattungen zur Verbrauchserfassung (Zähler, Heiz-
kostenverteiler), die ab Dezember 2021 eingebaut werden, fernablesbar sein. Das Erfordernis der 
Fernablesbarkeit besteht nicht, wenn nur ein einzelnes Gerät ausgetauscht wird, das Teil eines Ge-
samtsystems aus im übrigen nicht fernablesbaren Zählern ist. Neue fernablesbare Ablesegeräte müs-
sen an ein Smart-Meter-Gateway angebunden werden können und interoperabel sein. Was bedeutet 
das? 
 
Smart-Meter-Gateway: Das Smart-Meter-Gateway ist die zentrale Kommunikationseinheit eines intel-
ligenten Messsystems, welches nach den Vorgaben des Bundesamtes für Sicherheit in der Informati-
onstechnik entwickelt wurde. Die Hauptaufgabe des Smart Meter Gateways ist gegenüber älteren 
Geräten die sichere Datenübertragung im intelligenten Messsystem. Ältere Geräte, die über diese 
Funktion nicht verfügen, genießen einen Bestandschutz bis zum 31. Dezember 2031. 
 
interoperabel: Interoperabel bedeutet, dass fernablesbare Ausstattungen zur Verbrauchserfassung 
unterschiedlicher Anbieter kompatibel sein müssen, sodass ein Anbieterwechsel jederzeit möglich ist. 
 
Vorhandene Messgeräte, die nicht fernablesbar sind, müssen bis Ende 2026 mit der Funktion der 
Fernablesbarkeit nachgerüstet oder durch fernablesbare Geräte ersetzt werden. Ausnahmen gelten 
gem. § 5 III S. 2 HeizkV, wenn dies im Einzelfall wegen besonderer Umstände technisch nicht möglich 
ist oder durch einen unangemessenen Aufwand oder in sonstiger Weise zu einer unbilligen Härte 
führen würde. 
 
 

Unterjährige Verbrauchsinformation (UVI):  

Gebäudeeigentümer, in deren Objekten fernablesbare Messgeräte installiert sind, müssen den Nut-
zern ab Januar 2022 monatliche Informationen über ihren individuellen Verbrauch von Heizung und 
Warmwasser mitteilen, wenn die Wohnungen über funkauslesbare Geräte verfügen. Das gilt im Ver-
hältnis Vermieter zu Mieter und im Verhältnis Wohnungseigentümergemeinschaft gegenüber Woh-
nungseigentümern.  
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Umfang der Information:  
Zu den monatlichen Informationen gehören: 

➀ aktuelle Verbrauchswerte von Heizung und Warmwasser, 
② Verbrauchswerte des Vormonats, 
➂ Verbrauch im entsprechenden Monat des Vorjahres, 
➃ Vergleich des eigenen Verbrauchs mit Durchschnittswerten vergleichbarer Wohnungen. 
 
Mit der jährlichen Verbrauchsabrechnung müssen weiterhin folgende Informationen erteilt werden: 

➀ der Anteil der eingesetzten Energieträger und bei Nutzern, die mit Fernwärme aus Fernwärmesys-
temen versorgt werden, auch über die damit verbundenen jährlichen Treibhausgase Immissionen 
und den Primärenergiefaktor des Wärmenetzes, 

② die erhobenen Steuern, Abgaben und Zölle, 
➂ Kontaktinformationen wie Internetadressen von Verbraucherorganisationen, Energieagenturen oder 

ähnlichen Einrichtungen, bei denen Informationen über angebotene Maßnahmen zur Energieeffi-
zienzverbesserung, Endnutzer-Vergleichsprofile und objektive technische Spezifikationen für ener-
giebetriebene Geräte eingeholt werden können. 

 
Art der Information:  
Information über Webportal des Heizkostenabrechnungen, per E-Mail oder in Papierform. Die Kosten 
dafür trägt übrigens der Nutzer/Mieter! 
 
Mitteilen der Informationen bedeutet, dass die Information den Nutzer unmittelbar erreicht, ohne dass 
er sie suchen muss.  
 
 

Kürzungsrecht der Nutzer bei Verstößen des Gebäudeeigentümers:  

Die Verordnung sieht eine Sanktion für die Verletzung der neu eingeführten Installationspflichten so-
wie der neuen Informationspflichten vor. Die Nutzer können den auf sie entfallenden Kostenanteil um 
3 % kürzen, wenn der Gebäudeeigentümer pflichtwidrig keine fernablesbaren Geräte installiert oder 
seinen Informationspflichten nicht nachkommt. Bei mehreren Pflichtverstößen summieren sich die 
Kürzungsrechte. 
 
Unberührt von der Neuregelung bleibt die in § 12 Abs. 1 Nr. 1 HeizKV normierte Möglichkeit, die Ab-
rechnung um 15 % zu kürzen, soweit Wärme und Warmwasser nicht verbrauchsabhängig abgerech-
net werden. 
 
Wohnungseigentümern stehen diese Kürzungsrecht im Verhältnis zur WEG aber nicht zu. 
 
 

Ausnahmeregelungen gem. § 11 HeizkostenV:  

Die Ausnahmeregelungen im Anwendungsbereich der §§ 3 bis 7 der Heizkostenverordnung sind wie 
bisher in § 11 HeizkostenV geregelt. Die Pflichten bestehen also nicht, weil die Vorschriften nicht an-
zuwenden sind: 
 

➀ auf Räume in Gebäuden, die einen Heizwärmebedarf von weniger als 15 kWh/(m² * a) aufwei-
sen, 



 
 
 
 
 

.   .   . 
Seite 3 von 8 

© Rechtsanwalt Hans-Joachim Lock – Worms    2022 

➁ bei denen das Anbringen der Ausstattung zur Verbrauchserfassung, die Erfassung des Wär-
meverbrauchs oder die Verteilung der Kosten des Wärmeverbrauchs nicht oder nur mit unverhält-
nismäßig hohen Kosten möglich ist; unverhältnismäßig hohe Kosten liegen vor, wenn diese nicht 
durch die Einsparungen, die in der Regel innerhalb von zehn Jahren erzielt werden können, er-
wirtschaftet werden können; oder 

➂ die vor dem 1. Juli 1981 bezugsfertig geworden sind und in denen der Nutzer den Wärme-
verbrauch nicht beeinflussen kann; 

➃ auf Alters- und Pflegeheime, Studenten- und Lehrlingsheime, 

➄ auf vergleichbare Gebäude oder Gebäudeteile, deren Nutzung Personengruppen vorbehalten 
ist, mit denen wegen ihrer besonderen persönlichen Verhältnisse regelmäßig keine üblichen Miet-
verträge abgeschlossen werden; 

➅ auf Räume in Gebäuden, die überwiegend versorgt werden 

➆ mit Wärme aus Anlagen zur Rückgewinnung von Wärme oder aus Wärmepumpen- oder So-
laranlagen oder 

➇ mit Wärme aus Anlagen der Kraft-Wärme-Kopplung oder aus Anlagen zur Verwertung von 
Abwärme, sofern der Wärmeverbrauch des Gebäudes nicht erfasst wird; 

➈ auf die Kosten des Betriebs der zugehörigen Hausanlagen, soweit diese Kosten in den Fällen 
des § 1 Abs. 3 nicht in den Kosten der Wärmelieferung enthalten sind, sondern vom Gebäudeei-
gentümer gesondert abgerechnet werden; 

➉ in sonstigen Einzelfällen, in denen die nach Landesrecht zuständige Stelle wegen besonderer 
Umstände von den Anforderungen dieser Verordnung befreit hat, um einen unangemessenen 
Aufwand oder sonstige unbillige Härten zu vermeiden. 

 
 

Synopse: hier eine Synopse der wesentlichen Neuerungen:  

§ 5 Ausstattung zur Verbrauchserfassung 

2009er-Version 2021er-Version 

(1) Zur Erfassung des anteiligen Wärmeverbrauchs sind 
Wärmezähler oder Heizkostenverteiler, zur Erfassung 
des anteiligen Warmwasserverbrauchs Warmwasser-
zähler oder andere geeignete Ausstattungen zu ver-
wenden. Soweit nicht eichrechtliche Bestimmungen zur 
Anwendung kommen, dürfen nur solche Ausstattungen 
zur Verbrauchserfassung verwendet werden, hinsicht-
lich derer sachverständige Stellen bestätigt haben, dass 
sie den anerkannten Regeln der Technik entsprechen 
oder dass ihre Eignung auf andere Weise nachgewie-
sen wurde. Als sachverständige Stellen gelten nur sol-
che Stellen, deren Eignung die nach Landesrecht zu-

(1) Zur Erfassung des anteiligen Wärmeverbrauchs sind 
Wärmezähler oder Heizkostenverteiler, zur Erfassung 
des anteiligen Warmwasserverbrauchs Warmwasser-
zähler zu verwenden. Soweit nicht eichrechtliche Be-
stimmungen zur Anwendung kommen, dürfen nur sol-
che Ausstattungen zur Verbrauchserfassung verwendet 
werden, hinsichtlich derer sachverständige Stellen bes-
tätigt haben, dass sie den anerkannten Regeln der 
Technik entsprechen oder dass ihre Eignung auf andere 
Weise nachgewiesen wurde. Als sachverständige Stel-
len gelten nur solche Stellen, deren Eignung die nach 
Landesrecht zuständige Behörde im Benehmen mit der 
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ständige Behörde im Benehmen mit der Physikalisch 
Technischen Bundesanstalt bestätigt hat. Die Ausstat-
tungen müssen für das jeweilige Heizsystem geeignet 
sein und so angebracht werden, dass ihre technisch 
einwandfreie Funktion gewährleistet ist. 

Physikalisch-Technischen Bundesanstalt bestätigt hat. 
Die Ausstattungen müssen für das jeweilige Heizsystem 
geeignet sein und so angebracht werden, dass ihre 
technisch einwandfreie Funktion gewährleistet ist. 

(2) Wird der Verbrauch der von einer Anlage im Sinne 
des § 1 Abs. 1 versorgten Nutzer nicht mit gleichen 
Ausstattungen erfasst, so sind zunächst durch Vorer-
fassung vom Gesamtverbrauch die Anteile der Gruppen 
von Nutzern zu erfassen, deren Verbrauch mit gleichen 
Ausstattungen erfasst wird. Der Gebäudeeigentümer 
kann auch bei unterschiedlichen Nutzungs- oder Ge-
bäudearten oder aus anderen sachgerechten Gründen 
eine Vorerfassung nach Nutzergruppen durchführen. 

(2) Ausstattungen zur Verbrauchserfassung nach Ab-
satz 1 Satz 1 und nach § 9 Absatz 2 Satz 1, die nach 
dem 1. Dezember 2021 installiert werden, müssen fern-
ablesbar sein und dabei den Datenschutz und die Da-
tensicherheit nach dem Stand der Technik gewährleis-
ten. Fernablesbar ist eine Ausstattung zur Verbrauchs-
erfassung, wenn sie ohne Zugang zu einzelnen Nutz-
einheiten abgelesen werden kann. Ab dem 1. Dezember 
2022 dürfen nur noch solche fernablesbaren Ausstat-
tungen installiert werden, die sicher an ein Smart-Meter-
Gateway nach § 2 Satz 1 Nummer 19 des Messstellen-
betriebsgesetzes vom 29. August 2016 (BGBl. I S. 
2034), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 
16. Juli 2021 (BGBl. I S. 3026) geändert worden ist, 
unter Beachtung des in Schutzprofilen und Technischen 
Richtlinien des Bundesamtes für Sicherheit in der Infor-
mationstechnik niedergelegten Stands der Technik nach 
dem Messstellenbetriebsgesetz angebunden werden 
können. Die Sätze 1 bis 3 sind nicht anzuwenden, wenn 
ein einzelner Zähler oder Heizkostenverteiler ersetzt 
oder ergänzt wird, der Teil eines Gesamtsystems ist und 
die anderen Zähler oder Heizkostenverteiler dieses 
Gesamtsystems zum Zeitpunkt des Ersatzes oder der 
Ergänzung nicht fernablesbar sind. 

  

(3) Nicht fernablesbare Ausstattungen zur Verbrauchs-
erfassung, die bis zum 1. Dezember 2021 oder nach 
Maßgabe des Absatzes 2 Satz 4 nach dem 1. Dezem-
ber 2021 installiert wurden, müssen bis zum 31. De-
zember 2026 die Anforderungen nach den Absätzen 2 
und 5 durch Nachrüstung oder Austausch erfüllen. Satz 
1 ist nicht anzuwenden, wenn dies im Einzelfall wegen 
besonderer Umstände technisch nicht möglich ist oder 
durch einen unangemessenen Aufwand oder in sonsti-
ger Weise zu einer unbilligen Härte führen würde. 

  

(4) Fernablesbare Ausstattungen zur Verbrauchserfas-
sung, die bis zum 1. Dezember 2022 installiert wurden, 
müssen nach dem 31. Dezember 2031 die Anforderun-
gen nach Absatz 2 Satz 3 und Absatz 5 durch Nachrüs-
tung oder Austausch erfüllen. 

  

(5) Ab dem 1. Dezember 2022 dürfen nur noch solche 
fernauslesbaren Ausstattungen zur Verbrauchserfas-
sung installiert werden, die einschließlich ihrer Schnitt-
stellen mit den Ausstattungen gleicher Art anderer Her-
steller interoperabel sind und dabei den Stand der 
Technik einhalten. Die Interoperabilität ist in der Weise 
zu gewährleisten, dass im Fall der Übernahme der Ab-
lesung durch eine andere Person diese die Ausstattun-
gen zur Verbrauchserfassung selbst fernablesen kann. 
Das Schlüsselmaterial der fernablesbaren Ausstattun-
gen zur Verbrauchserfassung ist dem Gebäudeeigen-
tümer kostenfrei zur Verfügung zu stellen. 

  (6) Die Einhaltung des Stands der Technik nach den 
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Absätzen 2 und 5 wird vermutet, soweit Schutzprofile 
und technische Richtlinien eingehalten werden, die vom 
Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik 
bekanntgemacht worden sind, oder wenn die Ausstat-
tung zur Verbrauchserfassung mit einem Smart-Meter-
Gateway nach § 2 Satz 1 Nummer 19 des Messstellen-
betriebsgesetzes verbunden ist und die nach dem 
Messstellenbetriebsgesetz geltenden Schutzprofile und 
technischen Richtlinien eingehalten werden. Wenn der 
Gebäudeeigentümer von der Möglichkeit des § 6 Absatz 
1 des Messstellenbetriebsgesetzes für die Sparte Heiz-
wärme Gebrauch gemacht hat, sind fernablesbare Aus-
stattungen zur Verbrauchserfassung nach den Absätzen 
2 und 3 an vorhandene Smart-Meter-Gateways nach § 
2 Satz 1 Nummer 19 des Messstellenbetriebsgesetzes 
anzubinden. 

  

(7) Wird der Verbrauch der von einer Anlage im Sinne 
des § 1 Abs. 1 versorgten Nutzer nicht mit gleichen 
Ausstattungen erfasst, so sind zunächst durch Vorer-
fassung vom Gesamtverbrauch die Anteile der Gruppen 
von Nutzern zu erfassen, deren Verbrauch mit gleichen 
Ausstattungen erfasst wird. Der Gebäudeeigentümer 
kann auch bei unterschiedlichen Nutzungs- oder Ge-
bäudearten oder aus anderen sachgerechten Gründen 
eine Vorerfassung nach Nutzergruppen durchführen. 

  

(8) Die Bundesregierung evaluiert die Auswirkungen der 
Regelungen auf Mieter in den Absätzen 2, 5 und 6 drei 
Jahre nach dem 1. Dezember 2021, insbesondere im 
Hinblick auf zusätzliche Betriebskosten durch fernab-
lesbare Ausstattungen und den Nutzen dieser Ausstat-
tungen für Mieter. Der Evaluationsbericht wird spätes-
tens am 31. August 2025 veröffentlicht. 

§ 6a Abrechnungs- und Verbrauchsinformationen; Informationen in der Abrechnung 

2009er-Version 2021er-Version 

- 

(1) Wenn fernablesbare Ausstattungen zur Verbrauchs-
erfassung installiert wurden, hat der Gebäudeeigentü-
mer den Nutzern Abrechnungs- oder Verbrauchsinfor-
mationen für Heizung und Warmwasser auf der Grund-
lage des tatsächlichen Verbrauchs oder der Ablesewer-
te von Heizkostenverteilern in folgenden Zeitabständen 
mitzuteilen: 

1. für alle Abrechnungszeiträume, die ab dem 
1. Dezember 2021 beginnen 

2. a) auf Verlangen des Nutzers oder wenn der 
Gebäudeeigentümer sich gegenüber dem Ver-
sorgungsunternehmen für die Zustellung der 
Abrechnung auf elektronischem Wege ent-
schieden hat, mindestens vierteljährlich und 

3. b) ansonsten mindestens zweimal im Jahr, 2. 
ab dem 1. Januar 2022 monatlich. 

  
(2) Verbrauchsinformationen nach Absatz 1 Nummer 2 
müssen mindestens folgende Informationen enthalten: 
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1. Verbrauch des Nutzers im letzten Monat in Ki-
lowattstunden, 

2. einen Vergleich dieses Verbrauchs mit dem 
Verbrauch des Vormonats desselben Nutzers 
sowie mit dem entsprechenden Monat des Vor-
jahres desselben Nutzers, soweit diese Daten 
erhoben worden sind, und 

3. einen Vergleich mit dem Verbrauch eines nor-
mierten oder durch Vergleichstests ermittelten 
Durchschnittsnutzers derselben Nutzerkatego-
rie. 

  

(3) Wenn die Abrechnungen auf dem tatsächlichen 
Verbrauch oder auf den Ablesewerten von Heizkosten-
verteilern beruhen, muss der Gebäudeeigentümer den 
Nutzern für Abrechnungszeiträume, die ab dem 
1. Dezember 2021 beginnen, zusammen mit den Ab-
rechnungen folgende Informationen zugänglich machen:

1. Informationen über 
a) den Anteil der eingesetzten Energieträger 
und bei Nutzern, die mit Fernwärme aus Fern-
wärmesystemen versorgt werden, auch über 
die damit verbundenen jährlichen Treibhaus-
gasemissionen und den Primärenergiefaktor 
des Fernwärmenetzes, bei Fernwärmesyste-
men mit einer thermischen Gesamtleistung un-
ter 20 Megawatt jedoch erst ab dem 
1. Januar 2022 
b) die erhobenen Steuern, Abgaben und Zölle,
c) die Entgelte für die Gebrauchsüberlassung 
und Verwendung der Ausstattungen zur 
Verbrauchserfassung, einschließlich der Ei-
chung, sowie für die Ablesung und Abrech-
nung, 

2. Kontaktinformationen, darunter Internetadres-
sen von Verbraucherorganisationen, Energie-
agenturen oder ähnlichen Einrichtungen, bei 
denen Informationen über angebotene Maß-
nahmen zur Energieeffizienzverbesserung, 
Endnutzer-Vergleichsprofile und objektive 
technische Spezifikationen für energiebetrie-
bene Geräte eingeholt werden können, 

3. im Falle eines Verbrauchervertrags nach § 310 
Absatz 3 des Bürgerlichen Gesetzbuches die 
Information über die Möglichkeit der Durchfüh-
rung von Streitbeilegungsverfahren nach dem 
Verbraucherstreitbeilegungsgesetz, wobei die 
§§ 36 und 37 des Verbraucherstreitbeile-
gungsgesetzes unberührt bleiben, 

4. Vergleiche mit dem Verbrauch eines normier-
ten oder durch Vergleichstests ermittelten 
Durchschnittsnutzers derselben Nutzerkatego-
rie, wobei im Fall elektronischer Abrechnungen 
ein solcher Vergleich online bereitgestellt und 
in der Abrechnung darauf verwiesen werden 
kann, 
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5. einen Vergleich des witterungsbereinigten 
Energieverbrauchs des jüngsten Abrech-
nungszeitraums des Nutzers mit seinem witte-
rungsbereinigten Energieverbrauch im vorher-
gehenden Abrechnungszeitraum in grafischer 
Form. 

Der Energieverbrauch nach Satz 1 Nummer 5 umfasst 
den Wärmeverbrauch und den Warmwasserverbrauch. 
Dabei ist der Wärmeverbrauch einer Witterungsbereini-
gung unter Anwendung eines den anerkannten Regeln 
der Technik entsprechenden Verfahrens zu unterziehen. 
Die Einhaltung der anerkannten Regeln der Technik 
wird vermutet, soweit für den Vergleich der witterungs-
bereinigten Energieverbräuche Vereinfachungen ver-
wendet werden, die vom Bundesministerium für Wirt-
schaft und Energie und vom Bundesministerium des 
Innern, für Bau und Heimat gemeinsam im Bundesan-
zeiger bekanntgemacht worden sind. 

  
(4) Die Pflichten gemäß § 556 Absatz 3 des Bürgerli-
chen Gesetzbuches bleiben unberührt. 

  

(5) Abrechnungen, die nicht auf dem tatsächlichen 
Verbrauch oder auf den Ablesewerten von Heizkosten-
verteilern beruhen, müssen mindestens die Informatio-
nen gemäß Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 und 3 enthalten.

  

§ 6b Zulässigkeit und Umfang der Verarbeitung von Daten 

2009er-Version 2021er-Version 

- 

Die Erhebung, Speicherung und Verwendung von Daten 
aus einer fernablesbaren Ausstattung zur Verbrauchser-
fassung darf nur durch den Gebäudeeigentümer oder 
einen von ihm beauftragten Dritten erfolgen und soweit 
dies erforderlich ist: 

1. zur Erfüllung der verbrauchsabhängigen Kos-
tenverteilung und zur Abrechnung mit dem 
Nutzer nach § 6 oder 

2. zur Erfüllung der Informationspflichten nach 
§ 6a. 

§ 12 Kürzungsrecht, Übergangsregelungen 

2009er-Version 2021er-Version 

(1) Soweit die Kosten der Versorgung mit Wärme oder 
Warmwasser entgegen den Vorschriften dieser Verord-
nung nicht verbrauchsabhängig abgerechnet werden, 
hat der Nutzer das Recht, bei der nicht verbrauchsab-
hängigen Abrechnung der Kosten den auf ihn entfallen-
den Anteil um 15 vom Hundert zu kürzen. Dies gilt nicht 
beim Wohnungseigentum im Verhältnis des einzelnen 
Wohnungseigentümers zur Gemeinschaft der Woh-
nungseigentümer; insoweit verbleibt es bei den allge-

(1) Soweit die Kosten der Versorgung mit Wärme oder 
Warmwasser entgegen den Vorschriften dieser Verord-
nung nicht verbrauchsabhängig abgerechnet werden, 
hat der Nutzer das Recht, bei der nicht verbrauchsab-
hängigen Abrechnung der Kosten den auf ihn entfallen-
den Anteil um 15 vom Hundert zu kürzen. Wenn der 
Gebäudeeigentümer entgegen § 5 Absatz 2 oder Ab-
satz 3 keine fernablesbare Ausstattung zur Verbrauchs-
erfassung installiert hat, hat der Nutzer das Recht, bei 
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meinen Vorschriften. der Abrechnung der Kosten den auf ihn entfallenden 
Anteil um 3 vom Hundert zu kürzen. Dasselbe ist anzu-
wenden, wenn der Gebäudeeigentümer die Informatio-
nen nach § 6a nicht oder nicht vollständig mitteilt. Die 
Sätze 1 bis 3 sind nicht anzuwenden beim Wohnungs-
eigentum im Verhältnis des einzelnen Wohnungseigen-
tümers zur Gemeinschaft der Wohnungseigentümer; 
insoweit verbleibt es bei den allgemeinen Vorschriften. 

(2) Die Anforderungen des § 5 Abs. 1 Satz 2 gelten bis 
zum 31. Dezember 2013 als erfüllt 

1. für die am 1. Januar 1987 für die Erfassung 
des anteiligen Warmwasserverbrauchs vor-
handenen Warmwasserkostenverteiler und 

2. für die am 1. Juli 1981 bereits vorhandenen 
sonstigen Ausstattungen zur Verbrauchserfas-
sung. 

(3) Bei preisgebundenen Wohnungen im Sinne der 
Neubaumietenverordnung 1970 gilt Absatz 2 mit der 
Maßgabe, dass an die Stelle des Datums “1. Juli 1981" 
das Datum ”1. August 1984" tritt. 

(4) § 1 Abs. 3, § 4 Abs. 3 Satz 2 und § 6 Abs. 3 gelten 
für Abrechnungszeiträume, die nach dem 30. Septem-
ber 1989 beginnen; rechtsgeschäftliche Bestimmungen 
über eine frühere Anwendung dieser Vorschriften blei-
ben unberührt. 

(5) Wird in den Fällen des § 1 Abs. 3 der Wärme-
verbrauch der einzelnen Nutzer am 30. September 1989 
mit Einrichtungen zur Messung der Wassermenge er-
mittelt, gilt die Anforderung des § 5 Abs. 1 als erfüllt. 

(6) Auf Abrechnungszeiträume, die vor dem 1. Januar 
2009 begonnen haben sind, ist diese Verordnung in der 
bis zum 31. Dezember 2008 geltenden Fassung weiter 
anzuwenden. 

(2) Wird in den Fällen des § 1 Abs. 3 der Wärme-
verbrauch der einzelnen Nutzer am 30. September 1989 
mit Einrichtungen zur Messung der Wassermenge er-
mittelt, gilt die Anforderung des § 5 Abs. 1 Satz 1 als 
erfüllt. 
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